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Oder: Ein Plädoyer für Respekt und 
Anerkennung gegenüber Mitarbei-
tern auch in schwierigen Zeiten. Denn 
Mitarbeiter sind nicht Teil des Prob-
lems. Im Gegenteil. In ihnen steckt die 
Lösung.

Solche oder ähnliche Aussagen be-
gegnen uns jeden Tag. Ich wünschte 
mir nur, dass alle, die davon reden, dies 
auch leben und in unserem Polizeiall-
tag umsetzen. 

Die Eingangsaussage ist ein Zitat 
von mir aus dem Jahre 2010. Damals 
getätigt in Zusammenhang mit den an-
stehenden Personalratswahlen. Und 
ich stelle fest, die Aktualität von damals 
ist die Aktualität von heute!

Belegt und unterstrichen werden 
diese Aussagen durch eine Studie bzw. 
Umfrage des Frankfurter Marktfor-
schungsinstituts „In vivo BVA“. Auf die 
konkrete Frage, was Beschäftigten am 
wichtigsten ist, ergaben die Antworten 
folgendes Ranking: 

1. Wertschätzung erfahren! Das 
heißt, vom Chef und von der Organisa-
tion respektvoll und fair behandelt wer-
den. Gerne darf man auch einmal lo-
ben. Gerade dann entwickeln die 
Mitarbeiter eine hohe Bindung zur Fir-
ma. Also der Umgang miteinander ist 
ein entscheidender Faktor. 

2. Unterstützung vom Vorgesetzten 
erfahren! Nicht nur in alltäglichen, 
nein, auch in schwierigen und kriti-
schen Situationen. Gerne darf es auch 
eine fehlerverzeihende und mitarbei-
terorientierte Organisation sein.

3. Die vertrauensvolle und transpa-
rente Zusammenarbeit! Nicht nur mit 
dem Chef, sondern auch im Team. 

Und wenn ich diesbezüglich z. B. 
auch die aktuelle Polizeireform im Gro-
ßen und Ganzen, aber auch in Teilas-
pekten betrachte und die Auswirkung 
auf die Menschen in der Polizei, dann 
ist es meines Erachtens wichtiger denn 
je, sich diese Punkte wie einen Spiegel 
täglich vor Augen zu halten. Wer dies 
vergessen sollte, der darf zu mir kom-

Die Wertschätzung unserer Mitarbeiter muss gerade 
im täglichen Dienst an allererster Stelle stehen!

Von Rolf Kircher
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men, ist bei mir eingeladen. Ich bin 
gerne behilflich, daran zu erinnern. 

Oder ich versuche es mal bildhaft 
auszudrücken. Man nehme ein Boot 
(z. B. ein Polizeipräsidium), den Kapi-
tän und die Führungscrew, daneben 
aber auch die Mannschaft, die sich nur 
dann mit dem Chef und der Führungs-
crew identifizieren kann, wenn sie auf 
Augenhöhe mitfahren kann. Wenn also 
der Kapitän die Mannschaft bzw. der 
Sender den Empfänger erreicht und 
wenn dem Empfänger neben aller 
Sinnhaftigkeit und allen Erfordernissen 
ein eigenverantwortlicher Bereich 
bleibt, der im besten Falle auch noch 
ein paar Annehmlichkeiten und Frei-
räume innehat, dann ist man auf dem 
richtigen Weg. Dann fühlen sich die 
Mitarbeiter ernst genommen, dann 
fühlen sich die Mitarbeiter wertge-
schätzt.  

Ich sage ganz offen und ehrlich: was 
die genannten drei Punkte betrifft im 
Grunde nichts Neues. Und trotzdem 
kann es nicht oft genug formuliert und 
erwähnt werden. Denn gerade davon 
zehren wir Polizeibeschäftigten ja alle 
gleichermaßen. Ob verbeamtet oder als 
Arbeitnehmer tätig. Da wir uns nahe-
zu alle mit Leib und Seele unserer Be-
rufung stellen, möchten wir diese Din-
ge doch gerade auch im täglichen 
Dienst, und insbesondere auch bei den 
vielen Stolpersteinen am Anfang der 
Reformstrecke, erfahren. Darum geht 
es! Darauf legen wir Wert! Ja, wir for-
dern praktisch ein, dass dies so umge-
setzt und vorgelebt wird.

Wenn wir, wenn Sie darauf achten, 
dann gelingt es, den Mitarbeiter nicht 
nur wahrzunehmen, wenn er krank 
wird oder wenn er nicht mehr funktio-
niert. Wir/Sie werden ihn nicht nur als 
Vollzeitäquivalent (VZÄ) – ich hasse 
diese Begrifflichkeit –, sondern als Men-
schen wahrnehmen und ihn mit allen 
seinen Stärken und Schwächen akzep-
tieren. Dies ist umso wichtiger, wenn 
man auch andere Faktoren wie Ar-
beitsdruck – und den gibt es unbestrit-

ten bei uns – oder die immerwährende 
Erreichbarkeit als höchstes Ideal pro-
pagiert. Die Auszeit, ein Rhythmus zwi-
schen Anspannung und Entspannung, 
muss gewährleistet bleiben. Diese Aus-
zeit oder dieser Rhythmus ist für uns 
geradezu lebensnotwendig. Ohne die-
se Auszeiten gehen wir auf die Dauer 
kaputt, ohne diese Auszeiten werden 
wir krank.

Weil das leider immer wieder ver-
drängt wird, geraten wir in eine massi-
ve Schieflage, wie die jüngsten Studien 
der DAK und der AOK bestätigen. Psy-
chische Leiden nehmen weiter zu. Sie 
liegen mittlerweile schon auf dem drit-
ten Platz der drei häufigsten Krank-
heitsgruppen. 

Erwähnenswert ist in diesem Zusam-
menhang, dass die Fehltage bei psychi-
schen Erkrankungen sehr hoch sind, 
im Schnitt bei 33 Tagen liegen, und in 
2012 bereits jede/r 22. Arbeitnehmer/ 
-in hiervon betroffen war. Der volks-
wirtschaftliche Schaden oder der Pro-
duktionsausfall wird neuestens von Ex-
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 Wolfgang Kircher und Thomas Mohr

perten auf bis zu 25 Milliarden Euro 
jährlich geschätzt.

Oder man erlebt, dass der Kranken-
stand der Deutschen jedes Jahr ver-
kündet wird, als handle es sich um die 
neuesten Verkehrsopferzahlen. Die 
Nüchternheit und die Empathielosig-
keit, mit der sie vermeldet werden, er-
wecken den Anschein, als sei es natür-
lich Ziel, auch bei den Kranken 
irgendwann bei null zu landen. Als sei 
es machbar. Erstrebenswert. Notwen-
dig. So als wäre der Mensch auch au-
ßerhalb des Autos mit Knautschzone, 
mit dem richtigen Lack, Frostschutz, 
mit Airbag vor jedem Schicksal gefeit. 

„Der Zeitgeist steht auf ständiges 
Funktionieren“, so Christine Hadert-
hauser, die bayerische CSU-Vollblut-
politikerin und Leiterin der Bayeri-
schen Staatskanzlei, die jüngst wegen 
eines drohenden Schlaganfalls ins 
Krankenhaus musste. „Es besteht im-
mer weniger Bereitschaft, Krankheit 
als Teil des Menschen zu akzeptieren“, 
so Haderthauser weiter. 

Die Selbstoptimierungshysterie er-
zeuge unheimlichen Druck. „Was 
macht das mit den Menschen, die un-
verschuldet krank geworden sind?“ 
fragte sie in diesem Zusammenhang. 
Es ist nicht so, dass die Ursachen hier-
für nur bei einem selbst liegen, nein, es 
kann schlichtweg jedem passieren. 

Oder ein anderes Beispielfeld: In 
einer gemeinsamen Veranstaltung 
der Polizeiseelsorger und der HPR-
Mitglieder mit Frau Dr. Bärbel War-
detzki zum Thema „Von der Krän-
kung zur Problemlösung“ haben wir 
gemeinsam festgestellt, dass Krän-
kungen  immer spezielle Formen von 
Konflikten sind, die natürlich auch in 
sehr unterschiedlichen Ausprägun-
gen gerade auch am Arbeitsplatz ent-
stehen. Aus Konflikten, die oftmals 
nur wegen mangelnder Wertschät-
zung entstehen oder entstanden sind. 

Es ist doch unsere Aufgabe, beim 
Reden und Urteilen über Mitarbeiter,  
denen z. B. durch die Reform gravie-
renden Veränderungen abverlangt 
wurden, oder die aufgrund dienstlicher 
Belastungen an persönliche Grenzbe-
reiche stoßen und einfach nicht mehr 
weiter können – ich erinnere an das 
nicht endende Hamsterrad oder an den 
Esel, auf den man packt, bis er nicht 
mehr kann – hier und in den genannten 
anderen Problemfeldern zu helfen. 
Ganz einfach, indem die genannten 
Aspekte betrachtet werden. Wenn die 
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ren, dann erfahren sie die erhoffte 
Wertschätzung, und bestenfalls krie-
gen wir das in der Organisation zurück, 
indem wir einen weiter motivierten 
Mitarbeiter mit all seiner Kreativität in 
unseren eigenen Reihen haben.    

Und bezüglich der Wertschätzung, 
die man auch gegenüber sich selbst 
entwickeln kann und teilweise muss, 
habe ich eine große Bitte an alle Leser.

Versuchen Sie, wo auch immer Sie 
momentan arbeiten, dies gerne zu tun, 
aus einem einzigen Grund, weil es für 
Sie selbst wichtig ist, weil es Ihnen gut 
tut! 

Die Zufriedenheit im Beruf fällt ei-
nem nämlich nicht in den Schoß weil 
man ein netter Mensch ist, oder weil es 
ein Vorgesetzter für uns bestellt hat. 
Und fällt es Ihnen noch so schwer, ver-
suchen Sie danach zu handeln. Dann 
können Sie immer mit einem großen 
Selbstverständnis Respekt und Wert-
schätzung für Ihr Tun, und gerade auch 
dem Dienst am Bürger, einfordern. 

Üben Sie sich in freiem, in kreativem 
und unabhängigem Denken, ganz ein-
fach, weil Sie sich und dadurch auch 
anderen Gutes tun können. Wenn Sie 
das hinbekommen, und ich bin über-
zeugt davon, dass Sie das können, 
dann werden Sie eine große Zufrieden-
heit erreichen. Wir alle brauchen sol-
chen Zuspruch. Also geben wir uns 
diesen selbst. Wir wissen, was wir kön-
nen, und wir wissen, wozu wir in der 
Lage sind. Also eine Art Wertschätzung 
gegenüber der eigenen Person. 

Und letztendlich möchten wir auch 
von unserem Arbeitgeber, dem Land 
Baden-Württemberg und von unserem 
Dienstherrn, in erster Linie vertreten 
durch das Innenministerium und dem 
IM LPP, wertgeschätzt werden. Wir 
dürfen von ihm verlangen, dass er ein 
attraktiver Arbeitgeber bleibt, denn 
das Buhlen um die besten Köpfe hat 
unbestritten begonnen.  

Da reicht es nicht von Anreizen für 
Nachwuchskräfte zu reden, nein, man 
muss diese aktiv entwickeln. Und da-
neben müssen  – sagen wir mal der Be-
stand – zu seinem Recht kommen. 

Eine ordentliche attraktive Bezah-
lung gehört genauso dazu wie verträg-
liche und familienfreundliche Arbeits-
zeitregelungen. Wir wollen keine 
Besoldung nach Kassenlage und wir 
wollen heute nicht schon wieder hören, 
was uns morgen weggenommen oder 
weggekürzt werden soll.    

Wenn das Land selber für sich in An-
spruch nimmt, ein attraktiver Arbeitge-
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127 Tage nach Umsetzung der Polizeireform
Anfang Mai tagte der GdP-Gewerk-

schaftsbeirat, das zweithöchste GdP-
Gremium nach dem Delegiertentag, in 
der Gemeindehalle in Eberdingen. 

In der umfangreichen Tagesordnung 
wurde über den im November stattfin-
denden GdP-Bundeskongress gespro-
chen und die Delegierten gewählt. Ein 
weiterer Punkt war, wie die GdP sich 
bei den ebenfalls im November stattfin-
denden Personalratswahlen aufstellen 
wird.

Der aber sicher für alle Anwesen-
den wichtigste Punkt der Tagesord- 
nung war der Besuch des Landes- 
polizeipräsidenten Gerhard Klotter, 
der sich, 127 Tage nach Umsetzung der 
Polizeireform, dazu bereiterklärt hatte, 
mit uns zu diskutieren. 

Rüdiger Seidenspinner ging in seiner 
Begrüßung darauf ein, dass die GdP 
ihre Zustimmung, die Reform kritisch 
zu begleiten, an Bedingungen geknüpft 
habe.

„Unabdingbare Forderung der Ge-
werkschaft der Polizei, unabhängig von 
der Entwicklung der Struktur, war die 
Einführung der zweigeteilten Laufbahn 
bei der Polizei in Baden-Württemberg 
sowie eine Höherbewertung im Tarif-
bereich und die Einführung der Polizei-
fachangestellten.“

Und von der Einführung einer zwei-
geteilten Laufbahn oder einer Höher-
gruppierung, geschweige denn von ei-
ner Einführung einer Polizeifachan- 
gestellten sei man noch meilenweit ent-
fernt, so Rüdiger Seidenspinner. Die Re-

form sei kein moderner ICE, sondern 
eher ein alter Güterzug, in dem es rum-
pelt, rattert und an allen Ecken klemmt. 
Rüdiger Seidenspinner versuchte das 
an drei Beispielen zu erklären:

– In den Präsidien fand sich nirgends 
ein Verantwortlicher, der die Verlänge-
rung von Tarifverträgen unterzeichnet.

– Die Umstellung der Administration 
führte zu erheblichen Problemen, als 
Beispiel nannte Rüdiger Seidenspinner 
die Umstellung der Telefonnummern 
auf die neuen Gegebenheiten

– Es läuft nirgends richtig rund. 
„Ich habe nie gedacht, dass Präsiden-

ten und Stellvertreter so wichtig für den 
ordnungsgemäßen Verlauf in einem Po-
lizeipräsidium sind.“

Landespolizeipräsident Gerhard Klot- 
ter begann damit, dass er eigentlich 
kein Referat oder einen Vortrag vorbe-
reitet habe, sondern sich über den Zu-
stand der Polizei nach der Reform infor-
mieren und darüber diskutieren wolle. 
Deshalb werden momentan auch die 
Dienststellen vor Ort besucht, um dort 
die Interessen abzurufen, egal ob poli-
tisch oder polizeiintern.

Zu den Präsidenten und der Frage, 
wann die besetzt werden, führte Herr 
Klotter aus, nachdem das Innenministe-
rium mit der ersten Besetzung geschei-
tert sei, wird es einen zweiten Vorschlag 
nur geben, wenn alle beamtenrechtli-
chen und gesetzlichen Voraussetzun-
gen und Vorschriften berücksichtigt 
werden. 

Der Rechnungshof will die Stellen-
entwicklung bei der Polizei untersu-
chen, um die Wirtschaftlichkeit zu 
prüfen. Er könne sich aber nicht vor-
stellen, so Klotter, dass die Politik bei 
dem momentanen Anstieg der Woh-
nungseinbrüche dann 2016 der Bevöl-
kerung verkaufen will, dass im Poli-
zeibereich Stellen abgebaut werden 
müssten. 

Die Personalverteilung im Land, die 
Verteilungen Schutz- und Kriminalpoli-
zei orientierte sich vor der Reform an 
unterschiedlichen Kriterien, meist an 

Landespolizeipräsident Gerhard Klotter stellt 
sich den Fragen der Teilnehmer beim 
GdP-Beirat. Foto: Thomas Mohr 

DER GEWERKSCHAFTSBEIRAT HAT GETAGT

ber sein zu wollen, dann darf er ande-
rerseits nicht ständig von neuen 
Sparrunden, von neuen Streichrunden, 
von Stellenabbauverpflichtungen in 
hochsensiblen Bereichen reden. Nein, 
dann muss sich unser Arbeitgeber auch 
entsprechend aufstellen. 

Das bedeutet für uns,
–  dass wir auf die in Aussicht gestellten 

Verbesserungen im Tarifbereich, 
Stichwort Polizeifachangestellte/r, so-
wie versprochene und in Aussicht ge-
stellte Höhergruppierungen nach EG 
8 und EG 9 umgesetzt haben wollen,

–  dass wir die zweigeteilte Laufbahn in 
„Reinform“, mit angepassten Stellen-
planobergrenzen, zeitnah verwirk-
licht haben möchten, 

–  dass wir die Verbesserungen für 
Schichtdienstleistende, Stichwort Ge-
sundheitsfürsorge und Arbeitszeit-
faktorisierung oder daneben Lebens-
arbeitszeitkonto, nach wie vor auf der 
Agenda haben, 

–  dass wir an der Lohnentwicklung teil-
haben wollen, so wie die Abgeordne-
ten im Landtag, nicht mehr, aber auch 
nicht weniger,

–  dass die Wochenarbeitszeit wieder 
auf 40 Stunden gesenkt wird, wie es 
uns aktuell die Bayern wieder vorge-
macht haben, nur um ein paar Bei-
spiele zu nennen.
Eigentlich ganz einfach! Oder? 

Vermutlich nicht, denn sonst wäre, 
was diese Thematik betrifft, die 

Stimmung in der Polizei besser. 
Wenn wir uns neben der täglichen 
Arbeit nur ein wenig Zeit nehmen, 
diesen Dingen auf den Grund zu ge-
hen, wenn wir uns neben der tägli-
chen Arbeit nur ein wenig Zeit neh-
men, uns mit unseren Mitarbeitern 
zu beschäftigen und mit ihnen in den 
Dialog zu treten, dann erfahren wir 
viel über die Stimmung in der Polizei 
und im Gegenzug die Mitarbeiter die 
für sie wichtige Wertschätzung. 

Dafür werbe ich! Dafür werben wir 
in der GdP! Dafür verwende ich mich 
für Sie und für Euch, dafür bin ich 
bereit, ein streitbarer Mensch zu 
sein.
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der Größe der Kommunen, der Ar- 
beits- und Kriminalitätsbelastung. Und 
dies war in den Regierungspräsidien 
teilweise unterschiedlich. Er habe auch 
festgestellt, dass bei der Personalvertei-
lung im Land weniger die Fraktionen 
eine Rolle spielen, sondern eher die 
Wahlkreisabgeordneten. Und da gab es 
bei der Reform Gewinner und Verlierer. 
Eine große Personalumverteilung finde 
aber nicht statt.

Nicht reformbedingt, aber durch die 
Reform habe man festgestellt, dass die 
Personaldatenverwaltung und Perso-
naldatenspeicherung im Land von Re-
gierungspräsidium zu Regierungspräsi-
dium  höchst unterschiedlich war. Eine 
Abklärung, Überprüfung und Verein-
heitlichung sei deshalb sehr schwierig 
und zeitaufwendig. 

Zu der politischen Aussage, es gebe 
zwei Vollzugsbeamte/-innen pro Re-
vier, meinte der Landespolizeipräsident 
Gerhard Klotter, dass es Menschen 
gebe, die könnten Funktionsstellen, 
Haushaltsstellen und Menschen nicht 
voneinander trennen, deshalb sei es zu 
dieser, sicher plakativen Aussage ge-
kommen. 

Der Personalmangel im Polizeiärztli-
chen Dienst wurde angesprochen, dass 
Amtsärzte fehlen und es zu Halden, 
z. B. bei der Genehmigung von Kuren 
kommt. Dies sei nicht reformbedingt, so 
LPP Klotter, es gab keine Nachbeset-
zungen nach den Versetzungen in den 
Ruhestand und die Bewerberlage sei 
nicht positiv. 

Im Tarifbereich wurde die Situation 
angesprochen, dass Tarifbeschäftigte 
Ausgaben übernehmen müssen, nach 
denen sie nicht bewertet und bezahlt 
werden. Hierzu meinte der LPP, wenn 
die Stellen nicht vorhanden sind, müss-
ten die Aufgaben reduziert werden. 
Dieses Problem lasse sich aber nur poli-
tisch lösen. 

Auf die Frage eines Kollegen zu 
den Mindestschichtstärken auf den 
Revieren und ob es da Regelungen 
gäbe, meinte Herr Klotter, dass Min-
destschichtstärken aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten regional 
festgelegt werden müssten. Die 
Möglichkeit, unsere Probleme aus 
der Sicht der anwesenden Beirats-
mitglieder und somit auch aus Sicht 
der Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort zu diskutieren, wurde rege ge-
nutzt. Die oben genannten Punkte 
sind auch nur beispielhaft aufge-
führt. 
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ter vermittelte durch das Diskussions-
angebot und seine Antworten überzeu-
gend den Eindruck, sich möglicher Ver-
besserungsvorschläge anzunehmen. 

Dieses Gefühl wurde eindrucksvoll 
auch schon in den folgenden Tagen in 
die Tat umgesetzt. In den angesproche-
nen Dienststellen kamen Anfragen des 
LPP an, um gemeinsam die Problem-
stellungen anzugehen, zu erörtern und 
nach Lösungswegen zu suchen. Ein 
Dankeschön an Herrn LPP Klotter. In 
der Digitalausgabe 12 vom 15. 5. haben 
wir bereits berichtet.

Bei der Beiratsitzung und in der ge-
werkschaftlichen Arbeit werden  selbst-
verständlich nicht nur Probleme der 
Dienststellen dargelegt. Hier kommen 
in der Regel die Sorgen und Nöte, un-
termauert durch Gespräche aus dem 
ganzen Land, ans Tageslicht.

Aus diesem Grunde möchten wir 
Euch darum bitten, fachlich argumen-
tiert euren Beitrag zu folgenden Fragen 
an die Adresse

Polizeireform-Erfahrungen-Reviere@
gdp-bw.de

zu übersenden:
1. Zum 1. 1. 2014 wurden in den Poli-

zeipräsidien in Baden-Württemberg 
neue Geschäftsverteilungspläne er-
stellt. In ihnen finden sich die Meinun-
gen und Vorstellungen der jeweiligen 
Organisationseinheiten wieder. Als Ba-
sis dient die VwV Aufgabenwahrneh-
mung mit Stand Oktober 2013.

Welche Diskussionen bzw. Probleme 
gibt es derzeit bei der Umsetzung der 
Geschäftsverteilungspläne und welche 
Verbesserungsvorschläge werden ge-
sehen? Findet sich die Aufgabenwahr-
nehmung in ihrer Wortwahl dort wie-
der?

2. Welche Erfahrungen haben 
die Polizeireviere/Ermittlungsdienste 
aufgrund ihrer Zuständigkeit in 
der Brandursachenforschung gem. Ge-
schäftsverteilungspläne gesammelt?

Sind auf den Polizeirevieren ausge-
bildete Spurensicherungsbeamte für 
diesen Deliktsbereich vorhanden? Leis-
tet die Kriminaltechnik/Zentrale Krimi-
naltechnik hier eine Serviceleistung?

3. Durch die Polizeireform müssen 
die 24-Stunden-Dienste Personalab-
gänge auffangen. Diese Kolleginnen 
und Kollegen wechselten u. a. in die 
Führungs- und Lagezentren, in den Ar-
beitsbereich Computer- und Internet-
kriminalität, Zentrale Integrierte Aus-
wertung u. a. Können mögliche 
Vorgaben an Mindeststärken durch die 
Iststärken in den Dienstgruppen gehal-

Die GdP 
gratuliert herzlich

zur Beförderung zum/zur:
Ersten Polizeihauptkommissar
Tuttlingen: Thomas Knoerr.
Villingen-Schwenningen: 
Armin Irion.
Kriminalhauptkommissar A 11
Rottweil: Thomas Geider.
Polizeioberkommissar
Ostalbkreis: Georg Seidenfuß. 
Villingen-Schwenningen: Jörg Hall.
PP Einsatz: Ralf Kirchner.
Polizeihauptmeister mit Zulage
Esslingen: Andreas Arndt.
Villingen-Schwenningen: 
Thomas Senn.
Polizeihauptmeister
Rems-Murr-Kreis: Daniel Banas.
Villingen-Schwenningen: 
Frank Strohm. 
Polizeiobermeister/-in
Ostalbkreis: Silke Thudium. 
Rems-Murr-Kreis: Alina Reinold. 
Tuttlingen: Florian Irion.
Es traten in den Ruhestand:
Göppingen-Bepo: Erwin Haag.
Heidelberg: Karl-Heinz Mayer.
Heilbronn: Franz Bender.
Konstanz: Hans Peter Rettenmaier.
Main-Tauber-Kreis: Herbert Lotter.
PTLS: Friedrich Mack.
Pforzheim: Roland Fränkle.
Rastatt/Baden-Baden: 
Norbert Schreiner, 
Thomas Hafenrichter.
Reutlingen: Hans-Peter Scholze.
Stuttgart PP: Harald Ströhmfeld. 
Waldshut-Tiengen: Bernhard 
Messerschmid.
Zollernalbkreis: 
Karl-Otto Gerstenecker.
Wir wünschen unseren Kollegen im 
Ruhestand alles Gute.

Zusammengestellt 
v. A. Burckhardt

PERSONALMITTEILUNGEN

ten werden? Welche Maßnahmen sind 
hierzu nötig und welche Zusatzaufga-
ben erhöhten ggfs. die Mindeststärken? 
Welche Lösungsansätze werden gese-
hen?

Selbstverständlich könnt Ihr auch 
Fragen anderer Art formulieren. Für die 
aktive Mitarbeit an dem gemeinsamen 
Ziel einer motivierten Polizei in Baden-
Württemberg möchten wir uns bedan-
ken. wki
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AUSRÜSTUNG

KG Heilbronn
Der nächste Seniorenstammtisch 

findet am Montag, dem 21. Juli 2014, 
ab 14.30 Uhr im Biergarten der Gast-
stätte „Jägerhaus“ Heilbronn, Jäger-
haus 1, Tel.: 0 71 31/17 60 75, statt.

EW

TERMINE

Polizisten in Baden-Württemberg 
sollen künftig immer eine kleine Ka-
mera auf der Schulter tragen. 

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
fordert, dass Polizisten mit „Body-
Cams“ auf Streife gehen dürfen, aber 
auch für geschlossene Einheiten, um 
Attacken vorzubeugen. 

Nach dem Vorbild amerikanischer 
Polizisten sollten bald auch Polizistin-
nen und Polizisten in Baden-Württem-
berg Minivideokameras bei ihren Ein-
sätzen auf der Schulter tragen, um 
gefährliche Situationen dokumentieren 
zu können. In Hessen hat sich, so Lan-
desvorsitzender Rüdiger Seidenspin-
ner, ein Testlauf positiv ausgewirkt.

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
setzt sich für ein solches Projekt ein. 
„Die Kameras sind sinnvoll. Sie sollen 
natürlich nur punktuell in Brennpunkt-
vierteln und bei komplizierten Einsatz-
lagen eingesetzt werden“, sagte Rüdi-
ger Seidenspinner. Bislang rüstet nur 
Hessen seine Polizisten mit den soge-
nannten „Body-Cams“ aus. Dabei ist 
eine kleine Videokamera auf der 
Schulter der Uniformweste angebracht. 
Nach einem erfolgreichen Start in 
Wiesbaden und Offenbach wurde die 
Aktion bereits auf weitere Großstädte 
wie z. B. Frankfurt ausgedehnt. Die An-
feindungen und Übergriffe gegen Poli-
zisten seien merklich zurückgegangen, 
hieß es aus dem hessischen Innenmi-
nisterium. Bayern und Bremen erwä-
gen deswegen ebenfalls den Einsatz 
der mobilen Überwachungsgeräte bei 
ihren Beamten. Sogar die Londoner Po-
lizei will mit den Videokameras dem-
nächst auf Streife gehen.

Für den Landeschef der GdP in Ba-
den-Württemberg wäre dies ein geeig-
netes Mittel, um gegen Gewalt gegen 
Polizistinnen und Polizisten ernsthaft 
vorzugehen. RSeid

JUNGE-GRUPPE-VORBEREITUNGSSEMINAR

Die GdP fordert 
die Einführung von 
sog. „Body-Cams“ 

Dreiundzwanzig schneidige Bur-
schen und fesche Mädels in zünftigen 
Trachten trafen sich vom 15. 4. bis 
zum 17. 4. 2014, um eine riesige Sau-
se vorzubereiten. Zunächst galt es je-
doch für alle, unbefestigte Pfade und 
schier unüberwindbare Klettersteige 
zu überwinden. Nach weiteren ge-
fährlichen Kraxeleien erreichte man 
die wunderschön hoch gelegene Alpe 
der CVJM-Hütte in Nussdorf-Eber-
dingen.

Nach dem kräftezehrenden Auf-
stieg wurde die Bergsteigertruppe auf 
der Alpe von der gestrengen Hütten-
wirtin Melanie Nehls und dem 
zünftigen Almöhis Andreas Gühring 
mit einer deftigen Brotzeit empfan-
gen. 

Mit den neu gewonnenen Kräften 
wurde die kommende 21. GdP Ju-
gendfreizeit der GdP JUNGE GRUP-
PE vorbereitet. Die Freizeit findet 
heuer am größten schwäbischen 
Bergsee in der Zeit vom 1. 8. bis 9. 8. 
2014 im Basiscamp in Markelfingen 
statt.

Viel frische und kalte Luft hat dafür 
gesorgt, dass die gesamte Gruppe für 
das kindgerechte Wochenprogramm 
eine Vielzahl an noch roh gefassten 
Ideenstämmen zusammentrug. In 
einzelnen Seilschaften wurde an den 
Ideen gearbeitet und daran gefeilt. Es 
wurden daraus viele kreative Arbeits-
kreise, Programmpunkte und Aus-

„Griaßts eich ond Servus miteinand“

flugsziele herausgeschnitzt und fest-
gelegt. 

Als Motto der diesjährigen Freizeit 
wurde das Thema „Hüttengaudi am 
Gnadensee“ auserkoren. 

Beflügelt von der Höhenluft, 
schwingen sich die Burschen und 
Madels auf, am Bergsee die neuen 
Almen, Pensionen und Alpen mit Kin-
dern im Alter zwischen 7 und 14 Jah-
ren zu füllen um mit ihnen zusammen 
eine unvergessliche Woche zu erle-
ben. 

Betten für eine Woche Vollzeitspaß 
sind in den einzelnen Pensionen und 
Almen noch frei. Also am besten 
gleich beim Fremdenverkehrsamt 
Markelfingen buchen!

Pfiats eich.
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ZUKUNFTSFÄHIGER ÖFFENTLICHER DIENSTPOLIZEIREFORM

Gespräch mit der 
verantwortlichen Politik

Im Herbst vergangenen Jahres be-
kamen der DGB und die Einzelge-
werkschaften des öffentlichen Diens-
tes im DGB eine Einladung zu einem 
politischen Gespräch mit der Land-
tagsfraktion der SPD zum Thema 
„Zukunftsfähiger  öffentlicher 
Dienst“.

Das Gespräch hatte fünf Schwer-
punkte:
• Personalgewinnung
• Personalentwicklung
•  Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf
•  Wechsel vom öffentlichen Dienst in 

die Privatwirtschaft und umgekehrt
• Gesundheitsförderung.

 Nun wurden die Gespräche über 
die Zukunftsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes wieder aufgenommen. 
Doch bezogen auf unseren Bereich 
waren sie nicht ganz befriedigend. 

Nicht weil diese Diskussionen nicht 
wichtig sind, sondern weil es doch ei-
nige Ungereimtheiten zwischen der 
Auffassung der Politik und unseren 
Lösungsvorschlägen gibt.
–  Wer sich über die Zukunft des öf-

fentlichen Dienstes Gedanken 
macht, darf  nicht gleichzeitig die 
Eingangsgehälter junger Kollegin-
nen und Kollegen kürzen. 

–  Wer mit 41 Wochenstunden in die 
Zukunft geht, wird auf dem Arbeits-
markt nicht besonders attraktiv er-
scheinen, zumal, weil bei uns der 
größte Teil dieser 41 Stunden am 
Wochenende und in der Nacht ge-
leistet wird – zu einem Bruchteil 
dessen, was zum Beispiel in ande-
ren Bereichen für solche Dienste be-
zahlt wird.

–  Wir benötigen mehr Einstellungen 
als die bisher beschlossenen 800 
bzw. einmalig sogar 1200, denn von 
800 Neueinstellungen bleiben we-
niger als 650 übrig, was bedeutet, 
dass wir aus der Talsohle nicht wirk-
lich herauskommen, und in der Zu-
kunft nimmt die Belastung deutlich 
zu.

–  Wer mit einem mittleren Dienst bei 
der Polizei in die Zukunft gehen 
will, wird zweiter Sieger bleiben, so 
bieten die Verantwortlichen  jungen 
Menschen keine Perspektiven. 

–  Richtig wäre, junge Menschen mit 
Fachhochschulreife oder Abitur so-

fort in den gehobenen Dienst einzu-
stellen und nicht erst in den mittle-
ren Dienst, denn dies ist keine 
sichere Aufstiegsmöglichkeit, son-
dern eher ein Abstellgleis. 

–  Außerdem wäre es sinnvoll, endlich 
ein Programm zu erarbeiten, mit 
dem es  uns gelingt, junge Real-
schüler/-innen in die Polizei zu be-
kommen und zwar in eine Polizei, 
die nur noch Polizistinnen und Poli-
zisten im gehobenen und höheren 
Dienst hat.
Wir, die Gewerkschaft der Polizei 

(GdP), wissen, dass einige Führungs-
kräfte nach wie vor gegen die Ein-
führung einer zweigeteilten Lauf-
bahn sind, alles andere ist aber nicht 
zielführend für eine zukunftsorien-
tierte Polizei als Teil des öffentlichen 
Dienstes.

Wer im Tarifbereich Stellen im 
Haushalt die Entgeltgruppen 5 und 6 
vorsieht, obwohl bekannt ist, dass die-
se Kolleginnen und Kollegen in der 
Wirklichkeit höherwertige Tätigkeiten 
leisten, der wird in der Zukunft auch 
hier erhebliche Nachwuchsprobleme 
haben. Nur mit einem eigenständigen 
Berufsbild der Polizeifachangestellten 
in einer deutlich besseren Entgelt-
gruppe hat die Polizei Chancen, auf 
dem Arbeitsmarkt geeigneten Nach-
wuchs zu bekommen.

Wenn wir dann noch feststellen 
müssen, dass Teile der Landesregie-
rung in Sachen Mitbestimmung nicht 
unbe-dingt zukunftsfähige Vorstel-
lungen haben und es Politiker der Re-
gierungskoalition gibt, die es nicht 
lassen können, das hohe Lied der 
doch so hohen Pensionen der Beam-
ten zu singen, nur um damit Stim-
mung zu machen, können wir  schwer 
vermitteln, dass es mit einem 
zukunftsfähigen öffentlichen Dienst 
ernst gemeint ist, 

Es bestehen also deutliche Diffe-
renzen zwischen den Gedanken über 
einen zukunftsfähigen öffentlichen 
Dienst und dem Handeln der Politik. 

Wer einen zukunftsfähigen öffent-
lichen Dienst möchte, muss
•  Perspektiven geben durch die zwei-

geteilte Laufbahn und das Berufs-
bild der Polizeifachangestellten

•  Gerechte Löhne und Gehälter be-
zahlen

Bisher waren die Leiter eines Poli-
zeireviers  für ihre Leute verantwort-
lich, gerade und besonders was die 
Karriereentwicklung unserer Kolle-
ginnen und Kollegen bei den Polizeire-
vieren betrifft; wie schon ein GdP-
Kreisgruppenvorsitzender und Vor- 
sitzender eines großen Personalrates 
feststellte: „Der Revierführer ist der 
Königsmacher.“

Die GdP möchte schon immer, dass 
die Beurteiler möglichst nahe an den zu 
beurteilenden  Kolleginnen und Kolle-
gen sind, weil nur sie ihre Arbeit beur-
teilen können. Nach der Polizeireform,  
in der sog. neuen Welt, sind die Leiter 
der Polizeirevier zwar immer noch nahe 
an den Kolleginnen und Kollegen in ih-
ren Revieren, werden aber bei der 
Durchführung der Beurteilungen vom 
Vorbeurteiler zum Beurteilungsberater 
abgestuft, was nach unserer Auffas-
sung völlig falsch ist. Jetzt werden die 
Kolleginnen und Kollegen aus einer 
Ebene beurteilt, die einzelne Kollegin-
nen und Kollegen nicht mehr kennt, 
geschweige denn beurteilen kann, wie 
sie arbeiten.

Wenn dann die Vorstellungen eines 
Revierleiters nicht in die mathemati-
sche Vergleichbarkeit im jetzt größeren 
Bereich Direktion Revier passen, fallen 
die Vorstellungen diesen Berechnun-
gen zum Opfer. Das muss nicht so sein, 
kam aber in den letzten Jahren schon 
bei den Beurteilungsvorschlägen der 
Dienstgruppenleiter vor. 

Mit der neuen Ebene Revierdirektion 
sollte landesweit eine einheitliche Linie 
erreicht werden und klarer strukturiert 
werden. Was nicht passieren sollte und 
darf, ist, dass zukünftig die Leiter der 
Polizeireviere zwar für ihre Städte, Ge-
meinden oder Ortsteile die Verantwor-
tung tragen, aber in andere Entschei-
dungsprozesse nicht mehr eingebunden 
werden. Anstatt Hierarchie- und Füh-
rungsebenen gegeneinander abzu-
schotten, sollte eingebunden und die  
Verantwortung delegiert werden.  Wer 
Leiter von Polizeirevieren, die für 100 
und mehr Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter verantwortlich sein sollen, ande-
rerseits so „entmündigt“, sorgt dafür, 
dass es mehr und mehr Geheimzirkel 
gibt und das Amt des Leiters eines Poli-
zeireviers in Zukunft nicht mehr unbe-
dingt erstrebenswert ist. RSeid

Stimmt unser 
Gefüge noch?
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ARBEITSPLATZ HEUTE

Lange hat es gedauert, aber nun 
haben wir einen fast perfekten Strei-
fenwagen für unsere Arbeit auf der 
Autobahn. Dank der Unterstützung 
der Firma Nissen, welche uns die 
neuste LED-Führungslichtanlage in 
Form von sechs LED-Nissen-Leuch-
ten zur Verfügung gestellt hat. Damit 
steht unser Streifenwagen nun „auf-
geräumt und funktionell“ da. Denn 
nur so kommt man auch schnell an 
das benötigte Material.

Aber was bietet uns die neue Tech-
nik?

Die neue LED-Technik bietet in 
vieler Hinsicht Vorteile, zum einen ist 
sie deutlich sparsamer als die alten 
Blitz-leuchten. Sie kommt gerade mal 
mit einer Batterie aus (die alten brau-
chen vier Stück). Zudem ist die Be-
triebsdauer mit rund 90 Stunden sehr 
hoch. Und wenn man gar auf eine Ak-
kuversion mit integrierter Ladetech-
nik setzt, die am Bordnetz geladen 
werden kann, erreicht man sogar 
noch deutlich längere Betriebszeiten. 
Zudem verfügt das neue System über 
eine Führungslichtfunktion, d. h. Se-
rienblitzfunktion, welches sich ideal 
zur Absicherung und Verkehrsleitung 
eignet. 

Zusätzlich wurde das Fahrzeug mit 
fünf neuen Faltleitkegeln bestückt. 
Die neuen Faltleitkegel haben eine 
gute Standfestigkeit und sind platz-
sparend verstaut. Zusätzlich bieten sie 

Ein fast „perfekter“ Streifenwagen
eine Leucht- und Blinkfunktion, hier-
durch werden sie durch Verkehrsteil-
nehmer besser und schneller wahrge-
nommen. Dies erhöht die Sicherheit 
unserer Kolleginnen und Kollegen im 
täglichen Dienst auf der Straße.

Was wird an Raum gewonnen?

Durch das neue System steigt der 
Raumgewinn im Kofferraum um run-
de 50%, sodass zum einen das bislang 
unsicher auf dem Rücksitz liegende 
Material bzw. die Einsatzkoffer nun 
sicher im Kofferraum untergebracht 
werden können. Zudem können auch 
weitere Einsatzmittel noch sicher ver-
staut werden. 

Wie sind die Eindrücke der Kolle-
gen?

Das gesamte System kam sehr gut 
bei unseren Kolleginnen und Kolle-
gen an und steigerte das Sicherheits-
gefühl, welches durch den nicht ge-
rade „sicheren Arbeitsplatz Streifen- 
wagen“, vornehmlich den VW Passat, 
teilweise fehlte. 

Viele der Kolleginnen und Kolle-
gen wünschen sich solch einen „auf-

Bild von unserem VW Passat zuvor
Neue Faltleitkegel mit LED-Beleuchtung

Bild von unserem VW Passat danach

geräumten“ Arbeitsplatz, der einen 
Schnellzugriff auf das gesamte Mate-
rial gewährleistet.  

  
Was kostet das System?

Alle Komponenten sind einzeln zu 
bekommen und können je nach Fahr-
zeugtyp angefertigt werden.

Ein Regalsystem schlägt mit knap-
pen 500 Euro zu Buche, ein Faltleitke-
gel liegt bei ca. 30 bis 40 Euro (je nach 
Größe) und die LED-Nissen-Leuchten 
sind pro Stück ab ca. 250 Euro zu ha-
ben. Auch wenn hier die Dienststel-
len etwas Geld in die Hand nehmen 

müssen, sollte hier nicht gespart wer-
den. 

Ich finde, in Sachen Sicherheit 
wurde in den letzten Jahren bei der 
Polizei immer mehr gespart und jede 
verletzte Kollegin oder jeder verletz-
ter Kollege ist einer zu viel …

Dirk Weis

Hier als Beispiel verschiedene Regalsysteme
Alle Fotos: Dirk Weiß

•  Tarifergebnisse inhalts- und zeit-
gleich übernehmen

•  Zulagen für besondere Dienste wie 
DUZ und LOD auf mindestens 
5 Euro anheben

•  Mehr Personal im Vollzugsdienst, 
im Tarifbereich und bei der Ver-
waltung einstellen und die

•  Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf wirklich umsetzen.
Wir wissen, dass unsere Forderun-

gen Geld kosten, vertreten aber die 
Meinung, dass sich das reiche Land Ba-
den-Württemberg dies nicht nur leisten 
muss, sondern auch leisten kann. 

Für die Diskussion, wie unsere For-
derungen verwirklicht werden kön-
nen, stehen wir zur Verfügung. Geht 
nicht, gilt nicht. Zukunft gestaltet 
man nicht im Rückwärtsgang. RSeid

Fortsetzung von Seite 6
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